
schließlich i n aller Ausführlichkeit techni­
sche Detailregelungen der Ausführungsbe­
stimmungen fest. Eine Zustimmung des Si­
cherheitsrats vorausgesetzt, wurde die Ent­
sendung von etwa 30 Beobachtern zum S.Ja­
nuar 1989 empfohlen und von weiteren un­
gefähr 40 Beobachtern u m den 20.März. 
Die (als besondere Pflichtbeiträge von den 
UN-Mitgliedern zu erhebenden) Kosten der 
Mission wurden auf 20,4 M i l l US-Dollar 
für die 31 Monate veranschlagt, davon 
9,8 M i l l für 1989. 
A m 20.Dezember traf sich der Sicherheits­
rat, u m innerhalb von fünf Minuten über ei­
ne entsprechend vorbereitete Entschlie­
ßung abzustimmen, die ohne Wortmeldung 
einstimmig als Resolution 626(1988) verab­
schiedet wurde (Text: V N 1/1989 S.36) und 
den Empfehlungen des Generalsekretärs 
folgt. 

Frieden für Angola! 

A m 22.Dezember 1988 wurde am Sitz der 
Vereinten Nationen der bilaterale Vertrag 
zwischen Angola und Kuba unterzeichnet 
und dem Präsidenten des Sicherheitsrats 
übermittelt (S/20345). Darin wird der zuvor 
vereinbarte Zeitplan für den Rückzug des 
Kontingents von 50000 Kubanern vertrag­
l ich fixiert. M i t der Unterzeichnung des 
Dreiparteien-Übereinkommens zwischen 
Angola, Kuba und Südafrika, ebenfalls am 
22.Dezember am Sitz der Vereinten Natio­
nen, trat diese Vereinbarung zwischen An­
gola und Kuba i n Kraft. Das Dreiparteien-
Übereinkommen, vom US-amerikanischen 
Botschafter dem Generalsekretär übermit­
telt (S/20346), läßt die getroffenen Verein­
barungen wirksam werden, die i n ihrer Be­
deutung für Namibia i m nachfolgenden Be­
richt gesondert behandelt werden. Damit 
führten die diplomatischen Aktivitäten au­
ßerhalb der Vereinten Nationen innerhalb 
eines guten halben Jahres zu einem vorläufi­
gen Abschluß, den noch zu Jahresbeginn 
selbst die größten Optimisten nicht zu pro­
gnostizieren gewagt hätten. 
M i t der Unterzeichnung der Abkommen 
traten auch die i n Resolution 626( 1988) ver­
abschiedeten Maßnahmen zur Einrichtung 
der UNAVEM i n Kraft, wie der Generalse­
kretär noch am 22.Dezember auftragsge­
mäß feststellte (S/20347). Dem Präsidenten 
des Sicherheitsrats empfahl er, daß sich die 
UNAVEM aus Kontingenten folgender M i t ­
gliedstaaten zusammensetzen solle, die ih­
re Bereitschaft dazu schon bekundet hätten: 
Algerien, Argentinien, Brasilien, Indien, Jor­
danien, Jugoslawien, Kongo, Norwegen, 
Spanien und Tschechoslowakei. Als militä­
rischer Chefbeobachter wurde der brasilia­
nische Brigadegeneral Ferreira Gomes vor­
geschlagen (S/20351). Der amtierende Präsi­
dent des Sicherheitsrats bestätigte die An­
nahme dieser Vorschläge umgehend (S/ 
20352). 
So war noch vor Weihnachten ein Arrange­
ment unter Dach und Fach, das der vom 
Krieg geplagten Bevölkerung Angolas erst­
mals seit Erlangung der formalen Unabhän­
gigkeit des Landes reelle Hoffnung auf eine 
tragfähige Friedensregelung bescherte. A l ­
lerdings blieb von den diversen Vereinbarun­

gen die weitere massive Unterstützung der 
Rebellenorganisation U N I T A durch andere 
Staaten - allen voran die USA und Südafrika 
- unberührt. Erst eine Einigung zwischen 
dieser und der MPLA-Regierung aber könn­
te wirkliche Aussichten auf einen dauerhaf­
ten Frieden bringen, der dem Lande und sei­
nen Menschen zugute käme. Die Versuche 
gegenseitiger Annäherung während des er­
sten Halbjahres 1989 zeigen, daß das Bemü­
hen dafür auf beiden Seiten wenigstens teil­
weise vorhanden ist. 

Henning Melber • 

Namibia: SWAPO-Kritik an der Bundesre­
gierung - Weitere Verurteilung Südafrikas -
Verhandlungslösung außerhalb der Verein­
ten Nationen — Beginn der Verwirklichung 
von Resolution 435(1978) — Massaker am 
l.April (23) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 21 
1987 S.66ff. fort. Vgl. auch Helmut Bley, Die 
persönliche Meinung: Namibia nach zwei 
Jahrzehnten Krieg, V N 2/1989 S.47.) 

»Lösung nicht i n Sicht«, lautete das Fazit 
des letzten Berichts, der m i t der vor dem 
Hintergrund des zehnjährigen Bestehens 
der westlichen Kontaktgruppe vom 6. bis 
9.April 1987 i m Sicherheitsrat abgehalte­
nen Debatte schloß und angesichts des wei­
terhin bestehenden 'Junktims' - der zu­
nächst von den USA und dann von Südafri­
ka geforderten Koppelung des Unabhängig­
keitsprozesses für Namibia gemäß Resolu­
t ion 435(1978) des Sicherheitsrats an den 
Rückzug der Kubaner aus Angola - Grund 
für diese Prognose sah. Tatsächlich bewegte 
sich auch i m weiteren Verlauf des Jahres 
1987 i n der Namibiafrage nur wenig. 
Symptomatisch dafür war eine Erklärung, 
die vom Präsidenten des Sicherheitsrats am 
21.August 1987 namens der Ratsmitglieder 
abgegeben wurde (S/19068; Text: V N 5/ 
1987 S.179). Sie artikulierte emsthafte Be­
sorgnis über die zunehmende Unterdrük-
kung des namibischen Volkes durch die süd­
afrikanische Besatzungsmacht. Insbesonde­
re i n den zurückliegenden Wochen habe 
dies i n der sogenannten Operationszone i m 
nördlichen Namibia zum Tode unschuldi­
ger Menschen geführt. Auch die Verhaftun­
gen von fünf SWAPO-Führern und repressi­
ve Maßnahmen gegen die Studenten- und 
Arbeiterorganisationen seit M i t t e August 
wurden verurteilt und die sofortige Freilas­
sung der Gefangenen verlangt. Einmal 
mehr wurde Südafrika aufgefordert, den Re­
solutionen 385 (Text: V N 2/1976 S.62f.) und 
435 (Text: V N 4/1979 S.147L) des Sicher­
heitsrats Folge zu leisten und »seine wider­
rechtliche Besetzung und Verwaltung Na­
mibias zu beenden«. Daß diese Erklärung 
folgenlos blieb, konnte wohl kaum überra­
schen. 

Bundesregierung weist Vorwürfe zurück 

A m 15.September 1987 wurde ein Schrei­
ben des Botschafters der Bundesrepublik 
Deutschland, Hans-Werner Lautenschlager, 

vom 11. September an den Generalsekretär 
der Generalversammlung und dem Sicher­
heitsrat zur Kenntnis gegeben (S/19138). Es 
enthält eine Erklärung Lautenschlagers, die 
er vor dem Namibia-Rat der Vereinten Na­
tionen am 9.September 1987 als Stellung­
nahme gegenüber mehrfach — unter ande­
rem anläßlich eines Werkstattseminars, das 
der Namibia-Rat gemeinsam m i t der A n t i ­
Apartheid-Bewegung der Bundesrepublik 
i m Frühjahr 1987 i n Bonn durchführte-von 
der Südwestafrikanischen Volksorganisa­
t ion (SWAPO) erhobenen Anschuldigungen 
abgab. 
Die Kampagne der SWAPO gegen die Bun­
desregierung, so Lautenschlager, solle end­
l ich beendet werden, da sie auf falschen An­
nahmen beruhe und von keinerlei Beweisen 
gestützt werde. Leider seien diese unwah­
ren Vermutungen auch i n der Debatte des 
Rates vorgetragen und i n dessen Dokumen­
te aufgenommen worden. Hinsichtl ich der 
falschen Behauptungen, daß die Bundesre­
gierung Nuklearmüll i n Namibia deponie­
ren wolle, stelle diese fest: Die Bundesregie­
rung habe bereits i m März 1987 gegenüber 
dem SWAPO-Präsidenten Nujoma unmiß­
verständlich erklärt, daß solche Pläne nicht 
bestünden. Auch habe es von Privatfirmen 
keine Anträge auf Transporterlaubnis bei 
der Physikalisch-Technischen Bundesan­
stalt i n Braunschweig gegeben, und die Bun­
desregierung würde einen Export von Nu­
klearmüll nach Namibia ohnehin i n kei­
nem Fall genehmigen. Besondere Empörung 
habe dabei hervorgerufen, daß sich die 
SWAPO bei ihren Verdächtigungen nur auf 
Erklärungen der sogenannten Übergangsre­
gierung berufe und dieser anscheinend 
mehr Glaubwürdigkeit als den Erklärungen 
der Bundesregierung beimesse. Er erneuere 
deshalb das dringliche Ersuchen seines 
Schreibens vom 19.Juni an den Präsidenten 
des Namibia-Rates, die entsprechenden Pas­
sagen der »Erklärung von Luanda- und des 
Aktionsprogramms nicht i n den Bericht 
aufzunehmen, der der Generalversamm­
lung vorgelegt wird . 
Die vom Präsidenten des Namibia-Rates 
der Vereinten Nationen am 8.Juni 1987 m i t 
Dokument S/18901 übermittelte Erklä­
rung, die das Ergebnis der 492.Sitzung vom 
22.Mai 1987 i n Luanda zusammenfaßt, hat­
te i n den einleitenden Passagen unter Zif­
fer 11 die vom SWAPO-Präsidenten Nujoma 
i n seiner Rede erhobenen Vorwürfe gegen­
über vor der Unabhängigkeit i m Lande erfol­
gender westdeutscher Entwicklungshilfe 
und bezüglich der angeblich geplanten Nu­
klearmülldeponie wiedergegeben. Unter 
Ziffer 38 der Erklärung w i r d die Bundesre­
publik gemeinsam m i t den Niederlanden 
und Großbritannien ersucht, die Verarbei­
tung von Uranoxid aus Namibia zu unter­
lassen. Unter Ziffer 66 des Aktionspro­
gramms des Namibia-Rates wird schließ­
l ich tiefe Besorgnis über die Pläne zur Er­
richtung einer Nuklearmülldeponie ausge­
drückt und zum Verzicht auf die Verwirkli­
chung solcher Pläne aufgefordert. Entgegen 
Lautenschlagers Plädoyer wurde das Doku­
ment i n der ursprünglichen Fassung auch 
i m Bericht des Namibia-Rates an die 42.Ge­
neralversammlung (A/42/24) abgedruckt. 
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Sicherheitsrat fordert Waffenstillstand 

A m 23.Oktober 1987 beantragte der Bot­
schafter Madagaskars namens der afrikani­
schen Regionalgruppe das Zusammentre­
ten des Sicherheitsrats (S/19230). Dieses Er­
suchen erneuerte der Botschafter Simbab­
wes namens der Blockfreien am 27.0ktober 
(S/19235). A m gleichen Tag war die Vorlage 
eines weiteren Berichts des Generalsekre­
tärs hinsichtlich der Verwirklichung der Re­
solutionen 435(1978) und 439(1978) erfolgt 
(S/19234). Darin wird ausführlich über die 
Gespräche informiert, die der Sonderbeauf­
tragte des Generalsekretärs für Namibia, 
Mart t i Ahtisaari, anläßlich einer Reise vom 
15. bis 29.August 1987 zur Sondierung der 
aktuellen Lage i n Südafrika, Simbabwe, 
Sambia und Angola führte; der ihn beglei­
tende Direktor der Abteilung für besondere 
politische Angelegenheiten und regionale 
Zusammenarbeit, Hisham Omayad, be­
suchte anschließend noch Mosambik, Tan­
sania und Nigeria. Die Frontstaaten wie 
auch die SWAPO wurden über die Ergebnis­
se der Gespräche m i t dem südafrikanischen 
Außenminister unterrichtet. Konkretes 
ließ sich jedoch nicht vorweisen: Noch i m ­
mer war es das »Junktim-, das erkennbare 
Fortschritte zur Verwirklichung von Resolu­
tion 435(1978) auch noch neun Jahre nach 
deren Verabschiedung verhinderte. 
Vom 28. bis 30.Oktober 1987 fand i m Sicher­
heitsrat eine Aussprache hierzu statt. Für 
die SWAPO erinnerte deren Ständiger Beob­
achter bei den Vereinten Nationen und Se­
kretär für auswärtige Angelegenheiten, 
Theo-Ben Gurirab, daß der Bericht des Ge­
neralsekretärs vom 31.März des gleichen 
Jahres bereits festgestellt habe, daß m i t der 
Einigung auf ein System der Verhältniswahl 
die letzte offene Frage i m Zusammenhang 
mi t dem UN-Plan für Namibia geklärt sei. 
Seither liege es am Sicherheitsrat, wirk l i ch 
zu handeln und den Termin für einen Waf­
fenstillstand festzulegen. Die SWAPO sei 
hierzu bereit und würde ein entsprechendes 
Abkommen sofort unterzeichnen. Für den 
Fall, daß der Sicherheitsrat auf Grund der 
Haltung der westlichen Länder einmal 
mehr keine ernsthaften Maßnahmen zu er­
greifen vermöge, erinnerte Gurirab an die 
Stellungnahme des Rates der Vereinten Na­
tionen für Namibia vom 2.Oktober 1987 (S/ 
19187, Ziff.20). Darin wird unter der Voraus­
setzung, daß bis zum 29.September 1988 — 
dem zehnten Jahrestag der Resolution 
435(1978) - keine entsprechenden Schritte 
zu deren Verwirklichung eingeleitet sein 
sollten, die 43.Generalversammlung er­
sucht zu prüfen, ob sie nicht geeignete Maß­
nahmen »im Einklang m i t der Charta« be­
schließen wolle, u m der übernommenen di 
rekten Verantwortung für Namibia tatsäch­
lich gerecht werden zu können. 
Der südafrikanische Botschafter Manley da­
gegen bekräftigte erneut die Auffassung sei­
ner Regierung, daß der Verwirklichung der 
Resolution 435 nach einem Abzug des aus­
ländischen Militärs aus Angola nichts mehr 
i m Wege stünde. Der zur Beschlußfassung 
vorliegende Resolutionsantrag enthalte die 
Aufforderung an den Generalsekretär, Vor­
kehrungen für einen Waffenstillstand zwi­

schen den Konfliktparteien zu treffen. Dies 
sei nichts Neues. Die südafrikanische Re­
gierung führe aber gegen keine Partei i n Na­
mibia Krieg. Sobald die SWAPO die Gewalt 
gegen das Territorium einstelle, wäre die 
Notwendigkeit des Vorgehens gegen sie hin­
fällig. 
Auch der Vertreter Bonns am East River, Bot­
schafter Graf York von Wartenburg, ergriff 
das Wort. Er erinnerte an den aktiven Bei­
trag, den die Bundesrepublik Deutschland 
als Mitglied des Sicherheitsrats und der 
Kontaktgruppe zur Verabschiedung von Re­
solution 435 geleistet habe. Die Bundesre­
gierung, nun erneut als Mitglied i m Rat ver­
treten, begrüße den bewußt gemäßigten Re­
solutionsentwurf, dem das Bemühen anzu­
merken sei, den Ratsmitgliedern das erfor­
derliche einmütige Signal an die südafrika­
nische Regierung zu ermöglichen. Doch be­
reits vor der Abstimmung über den von den 
blockfreien Ratsmitgliedern formulierten 
Resolutionsentwurf machte der Vertreter 
Washingtons deutlich, daß es diese Einmü­
tigkeit nicht geben werde. Seine Regierung 
halte es für unrealistisch und unangemes­
sen, daß der Rat den Generalsekretär zur 
Aufnahme von letzten Schritten des Verfah­
rens auffordere, bevor eine vereinbarte poli­
tische Regelung erreicht worden sei. Des­
halb würden sich die Vereinigten Staaten 
der Stimme enthalten. Verhandlungen, so 
der Vertreter der USA weiter, dauerten an 
und würden hoffentlich auch Früchte tra­
gen. Auch die Kontakte zwischen den USA 
und Angola würden fortgesetzt, und es gehe 
u m eine Regelung des Namibia-Problems, 
die auch die Sicherheitsinteressen Angolas 
sowie der anderen beteiligten Parteien 
schütze. 
Nach einem kurzen Wortwechsel, der sich 
nach der Rede des simbabwischen Botschaf­
ters m i t dem Vertreter der USA entzündete, 
wurde der Entwurf bei Stimmenthaltung 
der USA als Resolution 601(1987) verab­
schiedet (Text: V N 1/1988 S.34f.). I m An­
schluß an das Votum äußerte der Botschaf­
ter Großbritanniens die Bedenken seiner 
Regierung gegen die in der operativen Zif­
fer 5 enthaltene Ermächtigung des General­
sekretärs, »nunmehr die Einstellung der 
Kampfhandlungen zwischen Südafrika und 
der Südwestafrikanischen Volksorganisa­
t ion i n die Wege zu leiten, damit die erfor­
derlichen administrativen und sonstigen 
praktischen Maßnahmen für die Dislozie­
rung der Unterstützungseinheit der Verein­
ten Nationen für die Übergangszeit getrof­
fen werden können«. Dies stelle eine unnö­
tige Einengung des Handlungsspielraums 
dar und zeige wenig Realitätssinn. Sollte 
ein solcher Auftrag nicht erfüllt werden 
können, würde seine Regierung daraus kei­
nesfalls den Schluß ziehen, deshalb zur Ver­
hängung von Maßnahmen gemäß Kapitel 
VII der Charta verpflichtet zu sein. 
In seinem Schlußwort verlieh SWAPO-Ver-
treter Gurirab seiner Enttäuschung darüber 
Ausdruck, daß die Abstimmung zu keinem 
einstimmigen Ergebnis geführt habe. Den­
noch zeigten die 14 Ja-Stimmen das erfolg­
reiche Bemühen u m breite Zustimmung. 
Gurirab begrüßte die »Neubekehrten« und 
ermunterte sie, weiterhin i n dieser Gesell­

schaft anständiger Weltbürger zu verblei­
ben. Sein abschließender Dank richtete 
sich auch explizit an die Vertreter Großbri­
tanniens und der Bundesrepublik, über de­
ren Zustimmung er besonders froh sei. 

Verhandlungen erzielen Durchbruch 

Ohne Gegenstimme verabschiedete die 
42.Generalversammlung am 6.November 
1987 eine mehrteilige, umfangreiche Reso­
lut ion zur Namibiafrage (A/Res/42/14 A -
E). In der Abstimmung, bei der die Zahl der 
Enthaltungen zwischen 5 und 24 schwank­
te, enthielten sich die Mitglieder der Kon­
taktgruppe - neben den drei westlichen 
Ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats 
waren dies die Bundesrepublik Deutsch­
land und Kanada - ihrer Stimme. 
In einer Presseerklärung des südafrikani­
schen Außenministers vom 7.November 
1987 (S/19259) wies dieser auf darin aus der 
Sicht seiner Regierung enthaltene Unver­
einbarkeiten m i t den Inhalten der Resolu­
t ion 435 h in . So kollidiere die Aussage, daß 
Südafrika seine Verwaltung aus dem Land 
abziehen solle, m i t der vereinbarten Wahr­
nehmung spezifischer Aufgaben, die dieser 
Verwaltung i m Zuge der Anwendung von 
Resolution 435 zufielen. Außerdem habe 
sich die südafrikanische Regierung wäh­
rend der Verhandlungen m i t den westlichen 
Fünf darauf geeinigt, daß die Frage der Lega­
lität der südafrikanischen Verwaltung des 
Territoriums ausgeklammert bleibe. Auch 
die neuerliche Anerkennung der SWAPO 
als einzige Vertretung der Bevölkerung des 
Landes stelle eine Bevorzugung dar, die m i t 
der Versicherung kontrastiere, daß >435< ei­
ne Gleichbehandlung aller Parteien i n Na­
mibia vorsehe. - Diese Abgrenzung verdeut­
lichte präzise den Standpunkt der südafrika­
nischen Regierung, wie er auch anderthalb 
Jahre später i m Zuge der tatsächlichen An­
wendung von Resolution 435 weitgehend 
akzeptiert werden sollte. 
Maßgeblich waren es die i n dem gesonder­
ten Bericht zu Angola bereits skizzierten Er­
eignisse und Verhandlungen außerhalb der 
Vereinten Nationen, die schließlich Bewe­
gung auch i n Sachen Namibia brachten. Das 
kontroverse 'Junktim-, von den USA zu Be­
ginn der Reagan-Administration kreiert 
und von Südafrika erfolgreich zur Blockie­
rung der Entkolonisierung Namibias ver­
wendet, erwies sich unter den veränderten 
Vorzeichen nunmehr plötzlich als ein In­
strument, das die Südafrikaner i n Zug­
zwang brachte: Als auf Grund der Klimaän­
derung i m Verhältnis der beiden Super­
mächte zueinander und der regionalen m i l i ­
tärischen Akzentverschiebungen der Rück­
zug der Kubaner aus Angola sich als reale 
Möglichkeit abzeichnete, mußte dies Süd­
afrika auch zur Aufgabe seiner Verweige­
rungshaltung hinsichtlich des UN-Plans 
für Namibia bringen. Das - offiziell bis zu­
letzt von Kuba und Angola nicht anerkann­
te - -Junktim- kehrte sich so als Druckmit­
tel gegen Südafrika und zog auf der Grundla­
ge einer Einigung über den Abzug der Kuba­
ner aus Angola die parallele Anwendung der 
Resolution 435 i n Namibia nach sich. Der 
i m Juli 1988 verabschiedete Prinzipienkata-
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Geste bis zur Unterzeichnung eines formel­
len Waffenstillstands gemäß Resolu­
tion 435 auch die Kampfhandlungen i n Na­
mibia einstellen, sofern Südafrika ebenfalls 
den entsprechenden politischen Willen 
zeige. 
Auf Antrag des sambischen Botschafters Zu-
ze, zugleich Präsident des Namibia-Rates 
der Vereinten Nationen, vom 27.September 
1988 (S/20203), befaßte sich der Sicherheits­
rat am 29.September aus Anlaß des zehnten 
Jahrestags der Resolution 435(1978) derge­
stalt m i t Namibia, daß der Präsident eine 
unter den 15 Ratsmitgliedern abgestimmte 
Erklärung verlas (S/20208; Text: V N 1/1989 
S.35f.). Darin n i m m t der Sicherheitsrat von 
der gemeinsamen Genfer Erklärung wie 
auch der Stellungnahme des SWAPO-Präsi-
denten Kenntnis und erinnert an »das Stre­
ben der gesamten internationalen Gemein­
schaft« nach umgehender Durchführung 
dieser Resolution. Ferner appellieren die 
Ratsmitglieder an die Parteien, »den erfor­
derlichen politischen Willen zur Erfüllung 
der Verpflichtungen an den Tag zu legen, die 
sie i m Hinblick auf eine friedliche Regelung 
der Namibiafrage sowie die Herbeiführung 
von Frieden und Stabilität in der Region ein­
gegangen sind«. 
Trotz dieses Appells erwies sich der weitere 
Verhandlungsprozeß als nicht ganz einfach. 
So verzögerte das Tauziehen u m die Klä­
rung der Details und Ausführungsbestim­
mungen - insbesondere hinsichtlich der 
Koordinierung zwischen einem Zeitplan 
für den Abzug der Kubaner m i t dem der An­
wendung von Resolution 435 - die ur­
sprünglich geplante Inangriffnahme zum 
1.November 1988. Die letzte Gesprächsrun­
de der Verhandlungsparteien in Brazzaville 
habe deutlich gemacht, daß eine Annähe­
rung der Positionen noch nicht erreicht wor­
den sei, berichtete der Beobachter Kubas 
dem Rat für Namibia am 14.Oktober 
(A/AC.131/SR.518), womit er den Optimis­
mus dämpfte. 
Einigung auf den 1. April 1989 

Die Enttäuschung über die neuerliche Ver­
zögerung bei den ins Stocken geratenen Ver­
handlungen manifestierte sich auch unter 
der Mehrheit der Staatengemeinschaft wäh­
rend der 43.General Versammlung, die sich 
am 17November 1988 m i t den Resolutions­
anträgen zu Namibia befaßte. Die zwölf 
EG-Staaten gaben durch den griechischen 
Botschafter ihre Kr i t ik an verschiedenen 
Aspekten des fünfteiligen Entschließungs­
entwurfs zu Protokoll. Dazu gehörten unter 
anderem die neuerliche Anerkennung der 
SWAPO als einzig legitime Vertretung der 
Bevölkerung Namibias sowie der Aufruf zur 
Unterstützung des bewaffneten Kampfes 
dieser Befreiungsbewegung. Auch die Verur­
teilung von namentlich erwähnten Staaten 
entspreche nicht den diplomatischen Ge­
pflogenheiten. Zugleich wurde der Hoff­
nung Ausdruck verliehen, daß die laufen­
den Verhandlungen doch noch zu einem po­
sitiven Ergebnis führten. Der bundesdeut­
sche Vertreter Vergau erklärte in Ergänzung 
hierzu, daß sich sein Land als Mitgl ied der 
Kontaktgruppe neutral verhalten wolle und 
auf Grund ausschließlich prozeduraler Er­

wägungen sich jeweils der Stimme enthal­
ten werde. Deswegen werde die Bundesre­
publik auch die Inhalte der Resolutionsent­
würfe nicht kommentieren. Resolution 43/ 
26 i n den Teilen A bis E wurde schließlich 
ohne Gegenstimme bei einer wechselnden 
Zahl von Enthaltungen verabschiedet. 
Außerhalb der Vereinten Nationen gingen 
die Verhandlungen weiter; am 13.Dezem­
ber 1988 wurde das Protokoll von Brazzavil­
le von den Verhandlungspartnern unter­
zeichnet und tags darauf vom Vertreter der 
USA dem Generalsekretär übermittelt 
(S/20325). Dies bedeutete den endgültigen 
Durchbruch. Der 1.April 1989 wurde nun 
als Datum zum Beginn der Verwirklichung 
von Resolution 435(1978) festgelegt. 
Planmäßig wurde dann am 22.Dezember 
1988 am Sitz der Vereinten Nationen in New 
York das Dreiparteien-Übereinkommen un­
terzeichnet, von dem der Generalsekretär so­
fort durch den Botschafter der USA in Kennt­
nis gesetzt wurde (S/20346). Darin wird unter 
anderem sowohl die Rolle des Sicherheitsrats 
bei der Verwirklichung von >435< als auch bei 
der Unterstützung der Verwirklichung des 
Übereinkommens selbst anerkannt. Die 
Freude und Genugtuung über den erfolgrei­
chen Abschluß der mehrmonatigen intensi­
ven Verhandlungen wurde allerdings durch 
die Trauer u m den Namibia-Beauftragten der 
Vereinten Nationen, Bernt Carlsson, getrübt, 
der sich - auf dem Weg zur Vertragsunter­
zeichnung nach New York - unter den 
258 Opfern des Flugzeugabsturzes bei Lok-
kerby befand. 
A m 16.Januar 1989 fanden sich die Ratsmit­
glieder zur Behandlung des Themas Nami­
bia zusammen. Innerhalb von fünf Minuten 
wurden nach vorheriger Absprache die bei­
den Resolutionen 628 und 629 einstimmig 
verabschiedet (Texte: V N 1/1989 S.36). Re­
solution 628 begrüßt die Verträge vom 
22.Dezember 1988 und drückt die »unein­
geschränkte Unterstützung dieser Überein­
künfte« durch den Sicherheitsrat aus. Reso­
lut ion 629 äußert sich ausführlicher zur 
Durchführung der Resolution 435. Sie be­
stätigt den 1.April 1989 als Stichtag, »an 
dem die Durchführung der Resolution 
435(1978) beginnen wird«, und beauftragt 
den Generalsekretär m i t der Herbeiführung 
eines Waffenstillstands. Ferner ersucht sie 
diesen in den operativen Ziffern 5 und 6 u m 
die Erstellung eines Berichts, der alle rele­
vanten Entwicklungen seit Verabschiedung 
der Resolution 435(1978) berücksichtigt be­
ziehungsweise die Bedürfnisse der nun­
mehr aufzustellenden Unterstützungsein­
heit der Vereinten Nationen für die Über­
gangszeit (UNTAG) überprüft, »um wo i m ­
mer möglich konkrete Kosteneinsparungs­
maßnahmen zu ermitteln, ohne daß da­
durch die Fähigkeit der U N T A G zur unein­
geschränkten Erfüllung des 1978 festgeleg­
ten Mandats, das heißt die Gewährleistung 
der baldigen Unabhängigkeit Namibias 
durch freie und faire Wahlen unter der Auf­
sicht und Kontrolle der Vereinten Nationen, 
beeinträchtigt wird«. 
Tauziehen um die UNTAG 

A m 23.Januar 1989 legte der Generalsekre­
tär auftragsgemäß einen Bericht (S/20412) 
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1990 wird voraussichtlich ein freies Namibia 
zur Staatengemeinschaft stoßen. Eine der Hy­
potheken, die auch ein unabhängiges Nami­
bia zu tragen haben wird, könnte darin beste­
hen, daß sein einziger Tiefwasserhafen Wal­
fischbai wohl weiterhin als Exklave zu Süd­
afrika gehören wird. Der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen hat allerdings in seiner 
Resolution 432(1978) (Text: VN 5/1978 S.180) 
die »Wiedereingliederung« des Gebiets nach 
Namibia gefordert. 

log, der zwischen Angola, Kuba, Südafrika 
und den USA ausgehandelt worden war, 
stellte diese Verknüpfung her und setzte 
den weiteren Verhandlungen die Einigung 
auf einen Termin für die Umsetzung der Re­
solution 435 zum Ziel . 
Die i m Anschluß an die Genfer Verhandlun­
gen vom 2. bis 5.August von den Regierun­
gen Angolas, Kubas, Südafrikas und der 
USA vorgelegte gemeinsame Erklärung 
vom 8.August 1988 wurde zwei Tage später 
vom US-amerikanischen Botschafter dem 
Generalsekretär übermittelt und stellte als 
Dokument S/20109 die erste formelle Un­
terrichtung der Vereinten Nationen über die 
bahnbrechenden neuen Entwicklungen dar. 
So enthält die Erklärung die Aussage zur 
Einigung auf eine Abfolge von notwendigen 
Schritten, u m den Weg Namibias i n die Un­
abhängigkeit in Übereinstimmung m i t Re­
solution 435 vorzubereiten und den Frieden 
i m südwestlichen Afrika herzustellen. Als 
Zeitpunkt für den Beginn der Verwirkli­
chung des UN-Plans für Namibia wurde der 
1.November 1988 empfohlen. 
A m 17August 1988 leiteten die Botschafter 
Sambias und Tunesiens einen Brief des 
SWAPO-Präsidenten Sam Nujoma vom 
12. August 1988 an den Generalsekretär wei­
ter (S/20129). Darin teilte Nujoma mit , daß 
die SWAPO auf Grund eigener Entschei­
dung in Übereinstimmung mi t dem Geiste 
des Genfer Abkommens der vier Verhand­
lungsteilnehmer sich dazu verpflichtet, die 
notwendigen Schritte zur Verwirklichung 
des Friedensprozesses zu ergreifen. Deshalb 
werde die SWAPO sich an der Einstellung 
der feindseligen Akte beteiligen, wie sie für 
den lOAugust für Angola beschlossen wur­
de. Die SWAPO werde i m Zeichen dieser 



vor, der zunächst die Ereignisse hinsichtlich 
einer Implementierung von Resolution 435 
i n Fortsetzung seines Berichts vom Oktober 
1987 rekapituliert. I m zweiten Teil werden 
gemäß Ziff. 5 und 6 der Resolution 629 die 
Erfordernisse für die Aufstellung der 
UNTAG behandelt. 
Hinsichtlich der zivilen Komponente der 
UNTAG empfiehlt der Bericht die Beibehal­
tung der ursprünglich vorgesehenen Größe 
von 800 Wahlbeobachtern und plädiert für 
eine Erhöhung der geplanten Zahl von 
360 Polizeibeobachtern auf 500. Diese An­
passung resultiert aus den erheblichen Ver­
änderungen seit der Festlegung der Zahl En­
de August 1978: Seinerzeit belief sich die 
Stärke der Polizei i n Namibia auf etwa 
3000 Mann. Im Oktober 1988 mußte die 
technische Mission, die sich i m Lande auf­
hielt, einen Anstieg der Polizeikräfte auf et­
wa 8300 feststellen. Darunter fallen auch 
Sondereinheiten wie die 1979 geschaffene 
•Koevoet« (wörtlich: Kuhfuß, das heißt 
Brechstange), die alleine 3000 Angehörige 
umfaßt. Die Überwachung der Auflösung 
solcher Sondereinheiten, so der Bericht des 
Generalsekretärs i n Ziff . 42, gehöre zum 
Aufgabenbereich der militärischen Kompo­
nente der U N T A G . Doch auch nach einer 
Reduzierung gemäß den vereinbarten Vor­
schlägen bliebe die Zahl der Polizeikräfte 
i m Lande erheblich über derjenigen des Jah­
res 1978, auf die sich die ursprünglich ins 
Auge gefaßte Zahl der Polizeibeobachter der 
UNTAG bezog. Nach Berichten Südafrikas 
an den Generalsekretär solle die Polizei i m 
Lande auf insgesamt 6000 Mann reduziert 
werden. Er schlage deshalb eine Erhöhung 
der Zahl der UNTAG-Polizeibeobachter 
von 360 auf 500 vor. 
Gemäß dem bestehenden Plan würde die 
militärische Komponente der UNTAG 
mehr als drei Viertel der Kosten verursa­
chen. 1978 akzeptierte der Sicherheitsrat 
die Einschätzung des Generalsekretärs, daß 
bis zu 7500 Angehörige der Friedenstrup­
pe - bestehend aus 7 Infanteriebataillonen 
m i t insgesamt 5000 Soldaten sowie 200 M i ­
litärbeobachtern und 2300 Mann Unter­
stützungspersonal - zur Durchführung der 
definierten Aufgabenstellung benötigt wür­
den. Dies sei die professionell kalkulierte 
Obergrenze gewesen, die man damals veran­
schlagt habe. A m 20.Dezember 1988 haben 
ihn jedoch - so der Generalsekretär unter 
Ziff.49 seines Berichts - die Botschafter der 
fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheits­
rats aufgesucht, u m i h m übereinstimmend 
das Anliegen einer Reduzierung der militä­
rischen Komponente aus Kostengründen 
vorzutragen. Sie waren der Auffassung, daß 
die UNTAG ihre hauptsächliche Funktion 
der Sicherstellung freier und fairer Wahlen 
auch in erheblich wirtschaftlicherer Weise 
auszuführen imstande sei. Da sie gemäß der 
bestehenden Regelung hinsichtlich der Fi­
nanzierung friedenssichernder Operatio­
nen zusammen 57 Prozent der Kosten für 
die UNTAG zu tragen hätten, würde die 
Durchführung einer Operation in einem 
größeren Umfange als erforderlich sowohl 
die Finanzierung dieses Unterfangens ge­
fährden wie auch die Aussichten künftiger 
friedenserhaltender Maßnahmen. 

Aus der nüchternen Darstellung des Sach­
verhalts wird nicht ersichtlich, wie massiv 
die Drohungen tatsächlich artikuliert wor­
den sind. Es läßt sich jedoch vermuten, daß 
die Dringlichkeit des Anliegens entspre­
chend nachhaltig vorgetragen wurde. Jeden­
falls vermochten Appelle von Seiten der Be­
wegung der Blockfreien, der Frontstaaten, 
Nigerias und der SWAPO, die den General­
sekretär nachdrücklich u m die Beibehal­
tung der vorgesehenen Stärke der militäri­
schen Komponente der UNTAG ersuchten, 
wenig auszurichten. 
Auch die nach Verabschiedung von Resolu­
tion 629(1989) geführten Konsultationen -
so der Generalsekretär — hätten keine Über­
einstimmung in dieser Frage ergeben. Alle 
Beteiligten teilten jedoch die Ansicht, daß 
der l . A p r i l als Stichtag für die Umsetzung 
von Resolution 435 beibehalten werden 
müsse. Deshalb schlage er eine Regelung 
vor, die weder die unterschiedlichen Forde­
rungen noch ihn selbst zufrieden stelle, 
aber nach seinem Dafürhalten die besten 
Aussichten auf Erfüllung seines Auftrags 
zur Sicherstellung der baldigen Unabhän­
gigkeit Namibias bei gleichzeitiger Finan­
zierung des Prozesses durch die Mitglieder 
der Organisation biete. Dementsprechend 
würde die festgelegte Obergrenze der Frie­
denstruppe (7500) bestehen bleiben. Zu­
nächst würden drei erweiterte Infanterieba­
taillone, jeweils in einer Stärke von 
850 Mann, disloziert. Die ursprüngliche 
Zahl der Militärbeobachter würde auf 300 
erhöht, die Größe der logistischen Einheit 
auf 1700 Personen festgelegt und das Perso­
nal i m Hauptquartier auf 100. Haushalts­
vorkehrungen seien somit für die Finanzie­
rung einer 4650 Personen umfassenden m i ­
litärischen Komponente der UNTAG zu 
treffen. Sollte i m Verlauf der Obergangspha­
se deutlich werden, daß eine militärische 
Komponente dieses Umfangs unzureichend 
sei, würde der Generalsekretär vorbehalt­
lich der Zustimmung durch den Sicher­
heitsrat die Reservebataillone in einem 
nach seinem Dafürhalten angemessenen 
Umfang einsetzen. Sollte der Sicherheitsrat 
diesen Vorschlägen folgen, würden sich die 
geschätzten Kosten der zivilen und militäri­
schen Komponente der U N T A G auf 
416 M i l l US-Dollar belaufen, ohne Berück­
sichtigung der dem Hohen Flüchtlingskom­
missar der Vereinten Nationen entstehen­
den Kosten für die Rückführung der gegen­
wärtig i m Exil lebenden Namibier, für die 
eine gesonderte Finanzierung vorgesehen 
sei. 
Noch am 23.Januar übermittelte der Bot­
schafter Simbabwes eine Stellungnahme 
der afrikanischen Staaten vom 20.Januar 
(S/20414), in der die geplante Reduzierung 
abgelehnt wird. Die Erklärung weist darauf 
hin, daß bereits die bescheidene Größe von 
7500 Angehörigen der Friedenstruppe 
kaum ausreichend sei, u m das Vertrauen der 
geschundenen Bevölkerung Namibias i n 
einem Land m i t der Fläche von 824 269 
Quadratkilometern wiederherzustellen. 
Auch die Blockfreien nahmen noch am 
gleichen Tag Stellung (S/20415) und k r i t i ­
sierten entschieden die Reduzierungsvor­
schläge als eine Schwächung der U N T A G 

i m Übergangsprozeß zugunsten Südafrikas. 
Der südafrikanische Botschafter Shearar 
reagierte m i t einem Schreiben vom 25.Janu­
ar (S/20423), i n dem er die vorgebrachten, 
zum Teil voneinander abweichenden Zah­
lenangaben zum Umfang der Präsenz süd­
afrikanischer Polizei- und Militäreinheiten 
i m Lande als stark übertrieben zurückwies. 
Hinsichtlich der Polizeistärke bestätigte er 
die Ausführungen i m Bericht des Generalse­
kretärs, wonach die südafrikanische Regie­
rung als ein Zeichen des guten Willens die 
Verringerung der 8300 Polizisten auf 7100 
und i n einer weiteren Entscheidung die Be­
grenzung auf 6000 sowie die Auflösung der 
Einheit >Koevoet' beschlossen habe. (Später 
sollte die Auflösung der >Koevoet< tatsäch­
lich dergestalt vollzogen werden, daß deren 
Mitglieder nunmehr zu einem großen Teil 
i n die reguläre Polizei integriert sind ...) 
Tags darauf ergänzte Botschafter Shearar 
seine Ausführungen dahingehend, daß nach 
Angaben des Befehlshabers der südafrikani­
schen Armee am l . A p r i l 1989 die Gesamt­
stärke der Streitkräfte i m Lande die Zahl 
von 15 000 Mann nicht übersteigen werde 
(S/20427). 
A m 9.Februar 1989 komplettierte der Gene­
ralsekretär seinen Bericht m i t einer »erläu­
ternden Erklärung- (S/20457). Nach einem 
Hinweis auf den bestehenden Zeitdruck 
vertritt er darin erneut seinen Kompromiß­
vorschlag zur Reduzierung der Friedens­
truppe. Sein Bericht und die Ergänzung wa­
ren dann Gegenstand der Beratung i m Si­
cherheitsrat am 16.Februar. Dieser verab­
schiedete einstimmig Resolution 632 
(1989), in der eine Bestätigung des Stichtags 
l . A p r i l für den Beginn der Übergangsphase 
gemäß Resolution 435 vorgenommen wird 
und unter der operativen Ziffer 1 die Vor­
schläge des Generalsekretärs gebilligt wer­
den (Text: V N 2/1989 S.76). 
A m 21.Februar (S/20479) unterbreitete der 
Generalsekretär dem Sicherheitsrat seine 
Vorschläge zur Zusammensetzung der 
UNTAG. Die Infanteriebataillone sollten 
aus Bangladesch, Finnland, Jugoslawien, Ke­
nia, Malaysia, Togo und Venezuela kom­
men, die Militärbeobachter aus Bangla­
desch, Finnland, Indien, Irland, Jugos­
lawien, Kenia, Malaysia, Pakistan, Panama, 
Peru, Polen, Sudan, Togo und der Tschechos­
lowakei, die logistischen Einheiten aus 
Australien, Dänemark, Großbritannien, Ita­
lien, Kanada, Polen und Spanien. Darüber 
hinaus würden die logistischen Einheiten 
zivile Elemente umfassen, die von der 
Schweiz und der Bundesrepublik Deutsch­
land gestellt würden. (Dieser Bonner Bei­
trag besteht offenbar i n einer Anzahl von 
Automechanikern, die dann als freiwillige 
zusätzliche Unterstützung zur Wartung der 
UNTAG-Fahrzeuge bereitgestellt wurden.) 
A m 23.Februar teilte der Präsident auf 
Grund informeller Beratungen der Ratsmit­
glieder deren Zustimmung zu den Vorschlä­
gen m i t (S//20480). 
Seinen Auftrag zur fortgesetzten Unterrich­
tung über weitere Entwicklungen erfüllte 
der Generalsekretär m i t ergänzenden Be­
richten vom 16. und 30.März (S/20412/Ad­
denda 1 und 2). Das erste dieser Dokumente 
übermittelte dem Sicherheitsrat den Wort-
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laut des Vertrags zwischen den Vereinten 
Nationen und Südafrika, der am 10.März i n 
New York bezüglich des Status der U N T A G 
i n Namibia geschlossen wurde. Das zweite 
Dokument teilt mit , daß m i t Südafrika und 
der SWAPO eine Einigung auf einen formel­
len Waffenstillstand ab dem 1.April 1989 
vier Uhr morgens erfolgt sei; die Konflikt­
parteien gaben, jede für sich, entsprechende 
Erklärungen gegenüber dem UN-General­
sekretär ab. 

Massaker statt Waffenstillstand 

Statt das langersehnte Kriegsende markier­
te der 1.April den Auftakt für eines der größ­
ten Massaker in der Geschichte des Nami­
biakonflikts, das die Soldateska Südafrikas 
unter den Guerilleros der Befreiungsarmee 
(PLAN) i n den darauffolgenden Tagen verüb­
te und das annähernd 300 SWAPO-Kämp-
fern zu einem Zeitpunkt das Leben kostete, 
zu dem sie die Waffen niederzulegen bereit 
waren. 
Die südafrikanische Version der Ereignisse 
ist zuerst i n einem Brief des südafrikani­
schen Außenministers Botha vom 2.April 
1989 an den Generalsekretär dokumentiert 
(S/20557). Demnach hätten während der 
Nacht des 31.März und am 1.April »SWA-
PO-Elemente« die Grenze von Angola zu 
Namibia bewaffnet und uniformiert über­
schritten/ u m unter anderem SWAPO-
Stützpunkte einzurichten. Zuverlässigen 
Informationen zufolge befänden sich der­
zeit zwischen 4000 und 5000 »SWAPO-Ele-
mente« südlich des 16.Breitengrads. Dies 
stelle einen eindeutigen Verstoß gegen die 
Vereinbarungen zwischen Südafrika, Kuba 
und Angola dar, die vom Sicherheitsrat be­
stätigt worden seien. Auch habe die SWAPO 
dadurch ihre schriftliche Verpflichtung zur 
Einstellung aller Feindseligkeiten ab dem 
1.April verletzt. Demgegenüber habe sich 
Südafrika strikt an die eingegangenen Ver­
pflichtungen gehalten und werde dies auch 
weiterhin tun. Die SWAPO-Führung dage­
gen müsse sich für die Mißachtung von 
Menschenleben und die Verletzung interna­
tionaler Vereinbarungen zur Rechenschaft 
ziehen lassen und dringend zur Vernunft ge­
bracht werden. Die SWAPO sollte - so Süd­
afrikas Auffassung - gemäß dem Genfer Pro­
tokoll zu diesem Zeitpunkt alle Kämpfer 
unter Aufsicht der UNTAG in Standorten 
nördlich des 16.Breitengrades südlicher 
Breite zusammengezogen haben. 
In einem zweiten Schreiben vom 4.April 
(S/20565) ergänzte Außenminister Botha 
seine Anschuldigungen m i t weiteren De­
tails. Außerdem übermittelte der südafrika­
nische Botschafter erneut den Wortlaut des 
Genfer Protokolls vom 5.August 1988 (S/ 
20566), gegen das die SWAPO trotz ihrer 
schriftlichen Zustimmung - so Südafrikas 
Sicht — verstoßen habe. Weitere Briefe des 
südafrikanischen Außenministers zur aktu­
ellen Lage vom 5. und 7Apri l (S/20567, S/ 
20576) machen deutlich, daß Südafrika i n 
dieser Angelegenheit eindeutig die Ini t iat i ­
ve ergriffen hatte. Diese Dokumente behan­
deln jedoch nicht den gesamten Sachverhalt 
und deuten die Möglichkeit einer anderen 
Sichtweise der schrecklichen Ereignisse aus 
naheliegenden Gründen nicht an. 

Hinsichtlich der Vorgänge i m nördlichen 
Namibia gilt es jedoch einige ergänzende 
Bemerkungen zu machen: In der Tat befan­
den sich SWAPO-Einheiten unmittelbar 
vor dem 1. Apr i l und auch noch danach auf 
dem Weg von Angola nach Namibia. Sie hat­
ten erklärtermaßen die Absicht, sich gemäß 
den Waffenstillstandsvereinbarungen bei 
der UNTAG zu melden, u m nach ihrer Ent­
waffnung i n Standorten i m nördlichen Na­
mibia stationiert zu werden. Bewegungen 
von SWAPO-Einheiten innerhalb Namibias 
zu entsprechenden Standorten waren (an­
ders als grenzüberschreitende Bewegungen) 
vom Generalsekretär 1979 als nicht i m Ge­
gensatz zum Waffenstillstand stehend ange­
sehen worden (S/13120, Z i f f . l l ) ; er ging da­
bei von einer Überwachung derartiger Bewe­
gungen und von durch den Sonderbeauftrag­
ten nach entsprechenden Konsultationen 
zu bestimmenden Standorten aus. Tatsäch­
lich bildete die Stationierung von SWAPO-
Guerilleros i n eigenen Lagern innerhalb 
Namibias einen Streitpunkt, der i m Zuge 
der Vereinbarungen, die i m Zusammen­
hang mi t der Resolution 435 getroffen wor­
den waren, nicht gelöst werden konnte. 
Bis zuletzt war keine verbindliche Klärung 
dahingehend erfolgt, ob es SWAPO-Stand-
orte i m Territorium geben werde oder 
nicht. 
Südafrika war über die Bewegungen von 
Guerilla-Einheiten der SWAPO - die übri­
gens schon lange vor dem 1.April 1989, i m 
Grunde seit Aufnahme des bewaffneten 
Kampfes 1966, auch i m Lande selbst ope­
riert hatten - schon vor dem 1.April genau 
informiert. Statt sofort bei den Vereinten 
Nationen vorstellig zu werden, wurde je­
doch abgewartet, u m dann den mittlerweile 
in Windhoek befindlichen Sonderbeauftrag­
ten Perez de Cuellars, Mar t t i Ahtisaari, m i t 
einem U l t i m a t u m zu konfrontieren: Ent­
weder gestatte er es den südafrikanischen 
Armee- und Polizeieinheiten, gegen die 
SWAPO-Kämpfer militärisch vorzugehen, 
oder der Prozeß der Umsetzung von Resolu­
tion 435 werde gestoppt. Mittlerweile ist 
i m übrigen nachweisbar, daß Südafrika eine 
Antwort seitens der Vereinten Nationen gar 
nicht erst abwartete, sondern umgehend 
•Koevoet' und das auf ethnischer Basis re­
krutierte Bataillon 101 der südwestafrikani­
schen Territorialstreitmacht losschlagen 
ließ. Wie i m Nachhinein das Bildmaterial 
ausländischer Journalisten verdeutlichte, 
wurden die meisten der getöteten SWAPO-
Guerilleros völlig ohne Gegenwehr, zum 
Teil aus nächster Nähe, förmlich liquidiert. 
Tatsächlich war ihre Präsenz wohl m i t kei­
nerlei kriegerischer Absicht verbunden, 
sondern entsprang der Intention, beim Waf­
fenstillstand i m eigenen Land i n SWAPO-
Stützpunkten stationiert zu werden. 
Südafrika deutete diese Präsenz als Verstoß 
gegen die Vereinbarungen und übte damit 
Druck auf die Vereinten Nationen aus. Der 
Sonderbeauftragte Ahtisaari leitete das U l ­
t imatum an den Generalsekretär nach New 
York weiter, der sich noch am 1.April die 
südafrikanische Version weitgehend zu ei­
gen machte und den bereits mordenden 
Truppeneinheiten die Wiederherstellung 
von -Recht und Ordnung' zubilligte, u m den 

Unabhängigkeitsprozeß nicht gleich am er­
sten Tag wieder in Frage zu stellen. Aller­
dings läßt das Genfer Protokoll, das als 
Grundlage für ein behauptetes vertragswi­
driges Verhalten der SWAPO herangezogen 
wird, eine verbindliche Feststellung nicht 
zu. I m entscheidenden Passus i n Ziff.5 
heißt es nämlich, daß Angola und Kuba ihre 
Guten Dienste leisten werden, damit nach 
dem vollständigen Abzug der Südafrikaner 
aus Angola und i m Kontext der Einstellung 
der Feindseligkeiten i n Namibia die SWA-
PO-Kräfte nördlich des 16.Breitengrades sta­
tioniert werden. Aus der oben erwähnten 
Stellungnahme Nujomas vom 12.August 
1988, i n der die Bereitschaft der SWAPO zur 
M i t w i r k u n g am Friedensprozeß ausdrück­
l ich erklärt wird, wird die Eigenverantwort­
lichkeit der SWAPO betont und auf Ziff.5 
oder andere Festlegungen des Protokolls 
überhaupt nicht Bezug genommen. Mitt ler­
weile hat sich jedenfalls der Eindruck gefe­
stigt, daß Südafrika eine m i t Sorgfalt gestell­
te Falle zuschnappen ließ - i n die die 
SWAPO (offenkundig i n Fehleinschätzung 
der Lage) auch hineingetappt war. 
Den verantwortlichen Entscheidungsträ­
gern i n den Vereinten Nationen wurde i n 
der Folgezeit vorgeworfen, daß sie womög­
lich allzu schnell den südafrikanischen 
Drohgebärden nachgegeben und damit das 
brutale Vorgehen nachträglich legitimiert 
hätten. Offenkundig hat der Sonderbeauf­
tragte des Generalsekretärs i n Windhoek es 
versäumt, das zu tun, was i m Falle eines 
Bruchs oder einer Bedrohung des Waffen­
stillstands geboten gewesen wäre, nämlich 
unverzüglich mi t allen Seiten — also auch 
mi t der SWAPO - i n Konsultationen einzu­
treten. 
Auch wurde immer stärkere K r i t i k bei­
spielsweise der Blockfreien (S/20595) laut, 
daß am 1.April die UNTAG i n Namibia 
praktisch noch nicht präsent war und kei­
nesfalls die erforderliche Aufsichtsfunktion 
wahrzunehmen vermochte. Allerdings dür­
fen Schuldzuweisungen dieser A r t nicht auf 
der Erscheinungsebene verharren und die 
ursächlichen Zusammenhänge ignorieren, 
die jenseits des direkten Einflußbereichs 
der Vereinten Nationen liegen und von den 
beiden Supermächten beziehungsweise den 
fünf Ständigen Mitgliedern des Sicherheits­
rats bestimmt werden. Angesichts des zeit­
raubenden Tauziehens u m die tatsächliche 
Stärke der UNTAG und eine Beschlußfas­
sung darüber erst Mi t te Februar war bereits 
frühzeitig deutlich, daß schon aus logisti­
schen Gründen die U N T A G keinesfalls 
zum Stichtag 1.April ihre Funktionen um­
fassend wahrnehmen können würde. Den­
noch fand eine Verschiebung des Beginns 
der Übergangsphase nicht statt. So blieb der 
Norden Namibias am Tage des Waffenstill­
stands auch weiterhin de facto das Opera­
tions- und Kriegsgebiet Südafrikas, wie 
schon seit mehr als 20 Jahren. Die Zeche 
hatten i n erster Linie die SWAPO-Guerille-
ros und die Zivilbevölkerung zu bezahlen. 

UN-Plan kommt in Gang 

Die m i t dem Protokoll von Brazzaville vom 
13.Dezember 1988 gegründete 'Gemeinsa­
me Kommission-, der als Vollmitglieder 
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Nicht bei allen im ehemaligen Südwestafrika sind die Vereinten Nationen und ihre Friedens­
truppe UNTAG willkommen, wie dieser Restaurantbesitzer in Windhoek überdeutlich erken­
nen läßt. In einem unabhängigen Namibia werden Herrenmenschenattitüden keinen Platz 
mehr haben; die Mehrheit der Bevölkerung wird sich freilich darauf einstellen müssen, daß die 
Änderung der Machtverhältnisse allein noch keine Gewähr für die umfassende Verbesserung 
der Lebensumstände bieten wird. 

Südafrika, Kuba und Angola sowie mi t Be-
obachterstatus die USA und die Sowjetuni­
on angehören, tagte aus Anlaß der Vorfälle 
am 8. und 9.April auf einer Farm i n Nami­
bia. Die dort am 9.April verabschiedete -Er­
klärung vom Mount Etjo< legte die Einzel­
heiten der Rückführung der SWAPO-Ein-
heiten nach Angola fest, u m die Fortsetzung 
der Übergangsphase zu gewährleisten. Der 
Text der Erklärung wurde dem Generalse­
kretär übermittelt (S/20579) und verdeut­
licht das Bemühen zur Beilegung des Kon­
fl ikts - erneut i m Sinne eines Verfahrens, 
das den südafrikanischen Vorstellungen 
entgegenkam. So ist zum Beispiel i n Ziff.3 
der als Anhang zur Erklärung vereinbarten 
Prinzipien von »SWAPO-Elementen« und 
»Sicherheitskräften« die Rede, wobei m i t 

letzteren die südafrikanischen Polizei- und 
Armeeverbände gemeint sind (eine Termi­
nologie, die auch von Außenminister Botha 
hätte stammen können). Auf Grund der Kri ­
t i k am festgelegten Verfahren vollzog sich 
deshalb auch in den darauffolgenden Tagen 
bis Ende Apr i l der Rückzug der SWAPO-
Kämpfer nach Angola außerhalb der von der 
Gemeinsamen Kommission vorgesehenen 
Strukturer, also unter Mißachtung der 
eigens dafür eingerichteten Durchgangs­
lager. 
A m 15. und 19.Mai fand sich die Gemeinsa­
me Kommission i n Ruacana (Namibia) und 
Cahama (Angola) zusammen, u m den Stand 
der Entwicklungen zu prüfen. Das Proto­
kol l von Cahama wurde am 19.Mai vom 
südafrikanischen Außenminister dem Ge­

neralsekretär übermittelt (S/20647). Darin 
n i m m t die Kommission Informationen der 
U N T A G zur Kenntnis, daß »bewaffnete Ele­
mente« der SWAPO nunmehr unter Auf­
sicht der U N T A G i n Standorten nördlich 
des 16.Breitengrades stationiert seien. So­
wohl der Sonderbeauftragte der Vereinten 
Nationen wie auch der Generaladministra­
tor bestätigten, daß sich die südafrikani­
schen Streitkräfte ebenfalls wieder unter 
UNTAG-Aufsicht i n ihren Standorten be­
fänden und daß i m nördlichen Namibia de 
facto die Waffenruhe wiederhergestellt 
sei. 
In Ergänzung zum Wortlaut der Aufzeich­
nung betonte Außenminister Botha i n sei­
nem Schreiben, daß die südafrikanische Re­
gierung Wert auf die Feststellung lege, daß 
die Verantwortung für die Verwaltung Na­
mibias während der Übergangsphase zur 
vorrangigen Aufgabe des Generaladmini­
strators gehöre und dies die Pflicht zur Auf­
rechterhai tung von »Recht und Ordnung 
i m Territorium« einschließe. Im Lichte der 
Ereignisse seit der Nacht des 31.März wün­
sche die südafrikanische Regierung klarzu­
stellen, daß der Generaladministrator das 
Recht habe, hierfür von den Maßnahmen 
und Möglichkeiten Gebrauch zu machen, 
die i h m geeignet erscheinen, u m Aktivitä­
ten m i t aggressivem, gewalttätigem oder 
einschüchterndem Charakter seitens wes­
sen auch immer entgegenzuwirken. Der 
Generalsekretär reagierte auf diese provoka-
tive Stellungnahme am 24.Mai dahinge­
hend, daß er von der zwischenzeitlich durch 
Botschafter Shearar übermittelten Versiche­
rung Bothas Kenntnis nehme, diese Ausfüh­
rungen seien nicht als Drohung zu verste­
hen und auch nicht als solche gemeint ge­
wesen. Allerdings könne er keinerlei Impl i ­
kationen akzeptieren, denen zufolge die 
südafrikanische Regierung oder irgendeine 
andere an diesem sensiblen Prozeß beteilig­
te Partei einseitig auf irgendwelche Maß­
nahmen zurückgreife, für die i m Plan der 
Vereinten Nationen keine Vorkehrungen ge­
troffen worden sind (S/20655). 
Die Besorgnis des Generalsekretärs hin­
sichtlich der Lage i n Namibia war schon am 
11.Mai i n nichtöffentlichen Konsultationen 
des Sicherheitsrats zum Ausdruck gekom­
men, als er die Verdoppelung der Zahl der zi­
vilen Polizeibeobachter der U N T A G von 
500 auf 1000 vorschlug. Förmlich brachte er 
das Vorhaben nun am 24.Mai dem Rat zur 
Kenntnis (S/20657), und der amtierende 
Ratspräsident ließ ihn zwei Tage später wis­
sen, daß die Ratsmitglieder diesem Vor­
schlag zustimmten (S/20658). 
I m Juli nahm Perez de Cuellar dann selbst 
vor Ort die Lage i n Augenschein. 

Perspektiven 

Mittlerweile läßt sich nach dem blutigen 
Auftakt der ersten Apriltage eine gewisse 
Normalisierung des Übergangsprozesses 
bei der Entkolonisierung Namibias feststel­
len - sofern i n dieser Ausnahmesituation 
von einer Normalisierung überhaupt ge­
sprochen werden kann. Anfang Juni über­
mittelte Südafrika dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen diverse Erlasse des süd-
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afrikanischen Generaladministrators in Na­
mibia zur Aufhebung von Gesetzen i m Zu­
ge des Übergangs (S/20683). Zentrale 
Aspekte der bisherigen, juristisch veranker­
ten Apartheid-Strukturen in Verwaltung, 
Wirtschaft und Strafrecht des Territoriums 
wurden damit widerrufen; rückwirkend 
zum l.März, als der Generaladministrator 
die Verwaltung des Territoriums wieder di­
rekt an sich gezogen hatte, wurden am 6.Ju­
ni sang- und klanglos auch die formalen 
Grundlagen der einstigen 'Interimsregie­
rung' beseitigt. Auch wurde vereinbarungs­
gemäß eine politische Amnestie für die aus 
dem Exil Zurückkehrenden ausgesprochen. 
Allerdings wurden nicht alle diskriminie­
renden Gesetze aufgehoben, sondern nur 
solche, die nach der Auffassung von Gene­
raladministrator Pienaar (die bekanntlich 
als keineswegs verbindlich für alle Konflikt­
parteien gelten kann) von Bedeutung für die 
Durchführung der Wahlen sind; eine Ausle­
gung, die in einem gewissen Spannungsver­
hältnis zu den schon 1982 ausgearbeiteten 
Verpflichtungen zur Unparteilichkeit ('im­
partiality package-, S/20635) - die alle Be­
teiligten einschließlich der Vereinten Na­
tionen selbst betreffen - steht. 
Mittlerweile ist die Repatriierung mehrerer 
Zehntausend Flüchtlinge nahezu abge­
schlossen; Anfang Juli wurde der Wahl­
kampf offiziell aufgenommen. Doch trotz 
dieser erkennbaren Fortschritte in Richtung 
Wahlen hat sich i n Namibia unter der Bevöl­
kerung die Erkenntnis verbreitet, daß die 
Resolution 435 als solche noch keinesfalls 
die Lösung des Konflikts darstellt und als In­
strument durchaus ambivalenten Charak­
ter besitzt. Von einer Begünstigung der 
SWAPO jedenfalls kann zum gegenwärti­
gen Zeitpunkt keine Rede sein; das Gegen­
teil erweist sich eher als zutreffend. So ha­
ben die Kompromisse von Resolution 
385(1976) zu Resolution 435(1978) sowie 
darauffolgende Zugeständnisse in den Ver­
handlungen - bis zur Klärung aller offenen 
Punkte 1985 - Südafrika deutliche Posi­
tionsvorteile i m Lande beschert, die es sich 
derzeit zunutze macht, ohne deswegen frei­
l ich auf einen Ausgang in seinem Sinne ver­
trauen zu können. 
In der ersten Novemberwoche soll die Wahl 
für die Verfassunggebende Versammlung 
durchgeführt werden. Das gewählte Gre­
m i u m soll danach m i t einer Zweidrittel-
Mehrheit die Verfassung für ein unabhängi­
ges Namibia verabschieden, die einen ver­
einbarten Prinzipienkatalog respektieren 
muß, der i m Zuge der Verhandlungen mi t 
der Kontaktgruppe aufgestellt worden war 
(S/15287). Ende März 1990 läuft dann das 
Mandat der UNTAG aus. Bis dahin soll die 
erste Regierung des unabhängigen Namibia 
ihr A m t antreten. Auf dem Weg dahin sind 
aber keinesfalls alle Probleme ausgeräumt 
und noch mannigfache Hindernisse denk­
bar. In diesem Zusammenhang fällt auf, daß 
die Resolution 435 die Möglichkeit eines 
Scheiterns des UN-Plans für Namibia i m 
Zuge seiner Anwendung gar nicht ins Kal­
kül zieht. U m so mehr bleibt zu hoffen, daß 
dieser Fall nicht eintritt . 

Henning Melber • 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNFPA: Weltbevölkerungsbericht 1989 -
Thema Frauen - Rentabilitätsüberlegungen 
(24) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in V N 4/ 
1988 S.123 fort.) 

Befaßte sich der Bericht zur Lage der Welt­
bevölkerung 1988 noch mi t der Notwendig­
keit eines schonenderen Umgangs m i t den 
Ressourcen dieser Welt, so ist der diesjähri­
ge Bericht (deutsch als Nr.20 der Reihe »Zur 
Diskussion gestellt- der D G V N erschienen) 
auf Ressourcen ausgerichtet, deren Produk­
tivkräfte bisher weder ausreichend erkannt, 
geschweige denn ausgeschöpft worden sind. 
Gemeint sind 'menschliche Ressourcen-, 
genauer gesagt: die Frauen, vor allem die i n 
den Entwicklungsländern. 
Man möchte der Exekutivdirektorin des Be­
völkerungsfonds der Vereinten Nationen 
(UNFPA), Nafis Sadik, sicher keine bösen 
Absichten unterstellen, wenn sie die Forde­
rung aufstellt, »in Frauen zu investieren«. 
Und doch hinterläßt der Titel 'Investing i n 
Women: The Focus of the Nineties- zumin­
dest in der deutschen Übersetzung »Inve­
stieren i n Frauen: Der Schwerpunkt der 
neunziger Jahre- einen faden Beigeschmack. 
Mag sein, daß es i m offenbar doch schon 
amerikanisierten Englisch der Weltorgani­
sation mittlerweile bereits ganz selbstver­
ständlich klingt, alle Naturschätze und Le­
bewesen dieser Erde nur noch i m Sinne 
wirtschaftlicher Nutzbarkeit als 'Ressour­
cen- zu bezeichnen. Wir Deutschen schei­
nen in unserer Terminologie da erfreulicher­
weise noch etwas hinterherzuhinken. 
Tatsächlich wird der Kosten-Nutzen-Faktor 
immer dann ins Feld geführt, wenn der Welt-
bevölkerungsbericht 1989 für eine Verbesse­
rung der Situation der Frauen eintrit t . So 
heißt es zum Beispiel gleich zu Anfang, daß 
durch die Benachteiligung der Frauen der 
Entwicklungsprozeß verzögert wird . Oder 
auch: »Langfristig gesehen, bringen Inve-
stionen i n Frauen einen eindeutigen ... öko­
nomischen Nutzen.« In den abschließen­
den Empfehlungen ist dann gar von der 
»Steigerung der Produktivität der Frauen« 
die Rede. 
Wenn man sich bemüht, diese Terminolo­
gie als Konzession des UNFPA an die westli­
chen Geberländer zu interpretieren, bleibt 
noch viel interessantes Faktenmaterial und 
eine engagierte Beschreibung der Situation 
der Frauen in der Drit ten Welt übrig; beides 
macht den Bericht lesenswert. 
»Veränderungen - welcher Art auch i m ­
mer - sind unvermeidbar«, konstatiert der 
Bericht gleich zu Anfang. Ein Prozeß grund­
sätzlichen Umdenkens sei angesichts »des 
Bevölkerungswachstums, der zunehmen­
den Urbanisierung, der immer klarer zutage 
tretenden Umweltkrise, der Eskalation in­
ternationaler Schulden und der wachsen­
den Armut in vielen der ärmsten Entwick­
lungsländer« längst überfällig. 
Anhand neuester Daten zur Bevölkerungs­
entwicklung - pessimistische Prognosen 
der Vereinten Nationen gehen von einer 
Weltbevölkerung von 10 Milliarden bereits 
i m Jahre 2025 aus - wird verdeutlicht, daß 

»in Sachen Bevölkerungskrise schon heute 
gehandelt werden muß und nicht erst i m 
kommenden Jahrhundert«, da es dann be­
reits zu spät sein wird. Besonders wichtig 
sei es, endlich allen Frauen, die dies wün­
schen, Zugang zu Verhütungsmitteln zu 
verschaffen - allein in Lateinamerika be­
steht entsprechender Bedarf bei 75 Prozent 
der Frauen, die derzeit keinen Gebrauch von 
Verhütungsmitteln machen - und die Qua­
lität der Familienplanungsprogramme zu 
verbessern. 
Auf diese Weise, so argumentiert der Be­
richt, werden für die Frauen überhaupt erst 
die Voraussetzungen für soziale und w i r t ­
schaftliche Selbstbestimmung geschaffen. 
Natürlich ist nicht allein das Angebot an Fa­
milienplanungsdiensten eine Garantie für 
kleinere Familien. Die Frauen müssen 
gleichzeitig uneingeschränkte Rechte in Fa­
mil ie und Gesellschaft erhalten, ebenso wie 
»Entfaltungsmöglichkeiten i m Hinblick 
auf Einkommen und Karriere, Bildung und 
Gesundheitsfürsorge und wirkliches M i t ­
spracherecht i n allen Angelegenheiten, die 
ihr Leben betreffen«. 
Bis dahin ist noch ein weiter Weg zurückzu­
legen, denn i n vielen Gesellschaften hängt 
auch heute noch das Ansehen einer Frau 
einzig und allein davon ab, wie viele Kinder 
sie zur Welt bringt und ob sie sich als Mut­
ter bewährt. Die Ursachen für eine derartige 
gesellschaftliche Haltung liegen nicht al­
lein in überlieferten ideologischen Wertvor­
stellungen. Viele Kinder zu gebären, ist i n 
armen Entwicklungsländern für eine Frau 
oft die einzige Form der Absicherung i m A l ­
ter (oder falls sie Witwe wird). Für 73 Pro­
zent der für eine Studie befragten Eltern in 
Mexiko, so der Bericht, war »ökonomische 
Unterstützung« ein wichtiger Grund, Kin­
der i n die Welt zu setzen (in den Vereinigten 
Staaten gaben dagegen nur vier Prozent die­
sen Grund an!). 
Im Falle des Todes ihres Ehemanns ist eine 
Frau i n vielen Ländern nahezu rechtlos, 
manchmal hat sie nicht einmal Anspruch 
auf ein Dach über dem Kopf, geschweige 
denn auf eigenen Landbesitz. Vom Erbe 
bleibt sie ausgeschlossen. A n drei Fallbei­
spielen aus Indien, Uganda und Nigeria ver­
anschaulicht der Weltbevölkerungsbericht 
die Abhängigkeit der Eltern, insbesondere 
der Frauen, von ihren Kindern und zieht das 
Resümee: »Je weniger die Zukunft der El­
tern von ihren Kindern abhängt, desto weni­
ger Kinder brauchen sie, u m ihre Altersabsi­
cherung zu gewährleisten.« 
Besonders beeindruckend sind die Ausfüh­
rungen des Berichts über die alltägliche Dis­
kriminierung von Frauen und Mädchen i n 
vielen Ländern dieser Welt, die einen Teu­
felskreis von Unterernährung, Krankheit 
und Tod erzeugt. Untermauert durch er­
schreckende Fallbeispiele unter anderem 
aus Indien und Bangladesch greift der Be­
richt die vielfältigen Menschenrechtsver­
letzungen auf, die für viele Frauen von Kind­
heit an Teil ihres Alltags sind. Schon klei­
nen Mädchen werden oft weniger Nah­
rungsmittel zugestanden als ihren Brüdern, 
vorausgesetzt, sie überleben überhaupt das 
kritische Säuglingsalter. Die Kindersterb­
lichkeit bei Mädchen ist wesentlich höher 
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